Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 1I2Q07 


09 . 10 . 74 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaitungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen 
des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Alle Vorschriften über das Inverkehrbringen von 
gefährlichen Stoffen und Zubereitungen müssen dem 
Schutz der Bevölkerung dienen, und zwar insbeson- 
dere dem Schutz der Personen, die solche Stoffe und 
Zubereitungen verwenden. 

Auch haben sie zu einer Wiederherstellung, Er- 
haltung und Verbesserung der Lebensqualität der 
Menschen und zu ihrem Schutz vor den Gesund- 
heitsgefahren durch die Umweltverschmutzung bei- 
zutragen. 

In den Mitgliedstaaten bestehen gesetzliche Rege- 
lungen für die gefährlichen Stoffe und Zubereitun- 
gen. Diese Regelungen weisen hinsichtlich des In- 
verkehrbringens und des Umgangs Unterschiede auf. 
Diese Unterschiede stellen ein Handelshemmnis dar 
und wirken sich unmittelbar auf die Einrichtung und 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Dieses Hemmnis muß folglich beseitigt werden. 
Zu diesem Zweck ist es erforderlich, die hierfür in 
den Mitgliedstaaten bestehenden Rechtsvorschriften 
einander anzugleichen. 


Für gewisse gefährliche Stoffe und Zubereitungen 
sind bereits Bestimmungen in Gemeinschaftsricht- 
linien vorgesehen. Es ist nun aber erforderlich, für 
weitere Erzeugnisse eine Regelung zu treffen, ins- 
besondere für solche, für die internationale Organi- 
sationen eine Beschränkung beschlossen haben. Da- 
zu gehören die polychlorierten Biphenyle (PCB), 
für die der Rat der OECD am 13. Februar 1973 
einen Beschluß für eine Beschränkung der Herstel- 
lung und Verwendung gefaßt hat. Eine derartige 
Maßnahme ist erforderlich, um die Aufnahme von 
PCB in den menschlichen Körper und die daraus 
entstehenden Gesundheitsschäden zu verhüten - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Unberührt anderer einschlägiger Gemeinschafts- 
vorschriften betrifft diese Richtlinie Beschränkun- 
gen des Inverkehrbringens und der Verwen- 
dung gewisser gefährlicher Stoffe und Zuberei- 
tungen in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, 
besonders solcher, die Ekotosizitätseigenschaften 
besitzen. 

2. Diese Richtlinie gilt nicht für: 

a) die Beförderung der gefährlichen Stoffe und 
Zubereitungen im Eisenbahn-, Straßen-, Bin- 
nenschiffs-, See- und Luftverkehr; 

b) Stoffe und Zubereitungen für die Ausfuhr 
nach Drittländern; 

c) Stoffe und Zubereitungen bei Durchfuhr unter 
zollamtlicher Überwachung, soweit sie nicht 
be- oder verarbeitet werden. 
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3. Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

a) Stoffe: 

chemische Elemente und deren Verbindungen, 
wie sie natürlich Vorkommen oder in der Pro- 
duktion anfallen; 

b) Zubereitungen: 

Gemenge, Gemische und Lösungen, die aus 
zwei oder mehreren Stoffen bestehen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die in der Anlage aufgeführten 
gefährlichen Stoffe und Zubereitungen unter den 
dort angegebenen Bedingungen nicht in den Ver- 
kehr gebracht und verwendet werden, ausgenom- 
men für Forschungszwecke und Analysen. 


Artikel 3 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anlage 
an den technischen Fortschritt notwendig sind, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 80 c der Richt- 


linie vom 27. Juni 1967 {67/540/EWG) zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Stoffe, zuletzt geändert durch die Richt- 
linie vom 21. Mai 1973 (73/146/EWG), erlassen. 


Artikel 4 

1, Die Mitgliedstaaten erlassen und geben vor dem 
1. Januar 1976 die Bestimmungen bekannt, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen ab 
1. Oktober 1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so rechtzei- 
tig von allen Entwürfen der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Sto 3/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anlage 

Bezeichnung des Stoffes, der Stoff- Beschränkungsbedingungen 
gruppe oder der Zubereitung 


1. Polychlorierte Biphenyle (PCB) nicht zugelassen mit Ausnahme folgender Katego- 

rien: 

Nichtleitende Flüssigkeiten für Transformatoren und 
große Kondensatoren 1 kg), die zur Korrektur 
des Leistungsfaktors bestimmt sind; 

Wärmeübertragungsflüssigkeit (ausgenommen in 
Einrichtungen, die zur Behandlung von Erzeugnissen 
zur Ernährung von Menschen und Tieren und für 
pharmazeutische und Veterinärerzeugnisse bestimmt 
sind) ; 

Hydraulikflüssigkeiten für Bergwerksanlagen; 
Kleinkondensatoren (<C 1 kg und ^42 v. H. CI). 
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Begründung 

L Allgemeines 

1. Es gibt sehr viele gefährliche Stoffe und Zube- 
reitungen, die giftig, gesundheitsschädlich, ätzend, 
reizend, explosionsgefährlich oder leicht entzünd- 
lich sind, und die dem Menschen oder der Umv^elt 
Schaden zufügen können. Um die Bevölkerung und 
besonders diejenigen, die gefährliche Stoffe und 
Zubereitungen verwenden, vor ihren Gefahren zu 
schützen, hat der Rat auf Vorschlag der Kommission 
bereits am 27. Juni 1967 eine Richtlinie für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr- 
licher Stoffe angenommen^), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1973“). Zur 
Sicherung eines noch besseren Schutzes gegen die 
bei der Verwendung gefährlicher Stoffe und Zube- 
reitungen entstehenden Gefahren hat der Rat am 
4. Juni 1973 eine Richtlinie für Zubereitungen ge- 
fährlicher Stoffe, die als Lösemittel verwendet wer- 
den, erlassen =^). Es hat sich nun erwiesen, daß es 
für gewisse gefährliche Stoffe und Zubereitungen 
nicht ausreicht, nur die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung zu regeln, sondern es sind auch ihr 
Inverkehrbringen und ihre Verwendung unter ge- 
wissen Bedingungen zu untersagen oder zu beschrän- 
ken. Aus diesem Grund ist eine solche Richtlinie 
nötig geworden, welche die auf diesem Gebiet schon 
bestehenden Gemeinschaftsvorschriften ergänzt. 

Gewisse Mitgliedstaaten haben bereits gesetzliche 
Regelungen erlassen, die verschiedene Teile dieses 
Gebietes regeln. Diese Vorschriften weisen Unter- 
schiede auf und behindern somit den freien Waren- 
verkehr. Um diese Hemmnisse zu beseitigen, ist es 
also erforderlich, die in den Mitgliedstaaten beste- 
henden Rechtsvorschriften anzugleichen. 

2. Auf Gemeinschaftsebene bestehen bereits Richt- 
linien, die den freien Warenverkehr sicherstellen 
und den Schutz der menschlichen Gesundheit und 
der Umwelt gewährleisten. Sie geben jedoch keine 
ausreichende Grundlage, um allgemeine Beschrän- 
kungen für das Inverkehrbringen oder die Verwen- 
dung von gefährlichen Stoffen und Zubereitungen 
einzuführen. Daher ist es geboten, eine Richtlinie mit 
allgemeinen Bestimmungen für Beschränkungen zu 
erlassen, um die Bereiche zu erfassen, die nicht Ge- 
genstand anderer Richtlinien sind, wie diejenigen 
betreffend die Zusammensetzung des Kraftstoffs 
(Bleigehalt), den Gehalt an Schwefel in Brennstoffen, 
Blei und Kadmium in Keramikgegenständen, gefähr- 
liche Stoffe in Farben und Anstrichmitteln. 

3. Die Richtlinie wird außerdem den Vorteil bieten, 
daß die von anderen internationalen Organisationen 
empfohlenen oder beschlossenen Beschränkungen 
schneller und wirksamer in der Europäischen Ge- 
meinschaft durchgeführt werden können, wie z. B. 
die des Rates der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), die Her- 
stellung und den Verkauf von chemischen Erzeug- 


nissen zu kontrollieren, die unter der Bezeichnung 
polychlorierte Biphenyle (PCB) bekannt sind und 
deren Gebrauch eine Beeinträchtigung der mensch- 
lichen Gesundheit und der Umwelt zur Folge haben 
könnte. 

4. Die Giftigkeit und die anhaltende Wirkung der 
PCB wurden 1966 zum ersten Mal bemerkt, als man 
Spuren dieser Erzeugnisse in vergifteten Fischen 
und Wildvögeln fand. Unter den Unfällen, die die 
PCB hervorgerufen haben, kann man folgende her- 
vorheben: die Kontaminierung von Hühnern durch 
PCB, die in Verpackungen aus Plastik enthalten 
waren; die Entdeckung von PCB in Verpackungen für 
Lebensmittel, die durch den Gebrauch von Durch- 
schreibpapier bei der Erzeugung von Papierbrei her- 
vorgerufen wurde; die Anwesenheit von PCB in 
Kuhmilch infolge der Tatsache, daß die Kühe Futter 
bekommen hatten, das durch PCB aus Unkrautver- 
tilgungsmitteln oder Lagersilos verunreinigt worden 
war. Der schwerste Unfall hat die Vergiftung von 
Menschen zur Folge gehabt, und zwar durch das 
Ausströmen von Wärmeübertragungsflüssigkeiten in 
einer japanischen Fabrik, in der Reisöl pasteurisiert 
wurde. 

Diese Gründe machen eine Beschränkung des In- 
verkehrbringens und der Verwendung des PCB un- 
bedingt notwendig. Dabei bleiben also nur einige 
besonders aufgeführte Anwendungen erlaubt, die 
vor allem Fälle betreffen, in denen die Unbrenn- 
barkeit der PCB ausschlaggebend ist. 

5. Der folgende Richtlinienvorschlag will vor allem 
folgende Ziele des die Gemeinschaft begründenden 
Vertrages verwirklichen, nämlich 

— die Verbesserung des Schutzes von Leben und 
Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere der- 
jenigen Personen, die beruflich gezwungen sind, 
mit gefährlichen Stoffen und Zubereitungen um- 
zugehen; 

— die Sicherstellung des freien Warenverkehrs in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft. 

Darüber hinaus soll der Richltinienvorschlag einen 
Beitrag zum Umweltschutz und zu einer Wieder- 
herstellung, Erhaltung und Verbesserung der Quali- 
tät des menschlichen Lebens liefern. 

6. Aus diesen Gründen ist diese Richtlinie über 
die Beschränkung sowohl vorgesehen in der Ent- 
schließung des Rates vom 17. Dezember 1973 über 
die Industriepolitik, als auch in der Erklärung des 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 196 
vom 16. August 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juni 1973, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 11. Juli 1973, S. 1 
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Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten vom 22. November 
1973 über ein Aktionsprogramm der Europäischen 
Gemeinschaften für den Umweltschutz. 

7. Um die Möglichkeit zu haben, den Geltungs- 
bereich der Richtlinie auf andere Stoffe und Zube- 
reitungen ausbreiten zu können und die Einzelhei- 
ten der Beschränkungsbedingungen festzulegen 
oder ändern zu können, war ein einfaches und 
schnelles Verfahren notwendig. Daher wird sich der 
Ausschuß „Gefährliche Stoffe", der durch die Richt- 
linie des Rates vom 21. Mai 1973 eingesetzt wurde, 
mit jeder sich stellenden Frage der Erweiterung 
oder Änderung der Richtlinie befassen. 

8. Der folgende Richtlinienvorschlag ist in der 
Optik der totalen Harmonisierung erstellt worden; 
dies besagt, daß die Gemeinschaftsvorschriften die 
bestehenden nationalen Vorschriften der Mitglied- 
Staaten ersetzen werden. Die totale Harmonisie- 
rungslösung wurde in diesem Fall angewendet, weil 
diese Stoffe und Zubereitungen für Lebewesen ge- 
fährlich sind und auch die Umwelt verschmutzen 
können. 

9. Schließlich hat der Richtlinienvorschla^g zum Ziel, 
die Hersteller anzuregen, die gefährlichen Stoffe 
und Zubereitungen durch Erzeugnisse zu ersetzen, 
die für die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
weniger gefährlich sind. 

il. Erläuterung zu den Artikeln 

Artikel 1 

Er regelt den Geltungsbereich und enthält Begriffs- 
bestimmungen. Der Geltungsbereich ist so wenig wie 
möglich eingeschränkt, damit in Zukunft für alle in 
Frage kommenden gefährlichen Stoffe und Zuberei- 
tungen Beschränkungen festgelegt werden können, 
wenn solche Beschränkungen aus Gründen des Ge- 
sundheits- oder Umweltschutzes erforderlich werden 
sollten. 

Artikel 2 

Durch diesen Artikel werden die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, das Inverkehrbringen und die Verwen- 
dung der in der Anlage aufgeführten Stoffe und 
Zubereitungen entsprechend den dort aufgeführten 
Bedingungen zu regeln. 

Artikel 3 

Dieser Artikel sieht ein Verfahren für die Anpas- 
sung der Anlage der Richtlinie an den technischen 
Fortschritt vor; und zwar soll die Anpassung nach 
demselben Verfahren geschehen, wie es in der Richt- 
linie des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr- 
licher Stoffe vorgesehen ist. 


Einige der konsultierten Sachverständigen sprachen 
sich gegen dieses Verfahren aus, weil es keine Ein- 
stimmigkeit für eine Ergänzung oder Änderung des 
Anhangs verlangt. 

Artikel 4 und 5 

Diese Artikel sind allen Richtlinien gemeinsam. 
Anlage 

1. Die Anlage enthält jetzt nur die polychlorierten 
Biphenyle (PCB) mit denselben Bedingungen für die 
Beschränkung, wie sie der Rat der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) am 13. Februar 1973 beschlossen hat. 

Die Anzahl der dort aufgeführten Stoffe ist gegen- 
über dem ursprünglichen Entwurf vermindert wor- 
den, und zwar aus zwei Gründen: Einerseits, weil 
die aus der Anlage ausgesonderten Stoffe in beson- 
dere Richtlinien aufgenommen werden, in welchen 
die Einzelheiten ihrer Beschränkungen angegeben 
werden, und andererseits verfügen die Dienste der 
Kommission nicht über ausreichende wissenschaft- 
liche Angaben, um jetzt über eine Beschränkung 
auf Gemeinschaftsebene zu entscheiden. 

2. Die polychlorierten Diphenyle (PCB) bilden eine 
Gruppe von beständigen Stoffen, die theoretisch 
gesehen mehr als 200 umfassen, wovon mehrere 
vielfach verwendet werden, besonders, weil sie 
elektrisch nichtleitend sind und wegen ihrer Un- 
brennbarkeit. Zur Zeit erhält man sie durch Clo- 
rierung und Diphenyle, wobei man Gemische erhält, 
die sich durch ihren mittleren Chlorgehalt auszeich- 
nen. Wegen der anhaltenden Wirkung und der Gif- 
tigkeit einiger dieser Gemische sind Auswirkungen 
in der Umwelt beobachtet worden und im Laufe der 
letzten Jahre Unfälle angezeigt worden, die in ver- 
schiedenen Ländern eine ernsthafte Besorgnis wach- 
gerufen haben. Dsehalb sind Notwendigkeit und 
Möglichkeit, konzentrierte Maßnahmen zur Kon- 
trolle des PCB-Gebrauchs zu treffen, mit Vorrang 
untersucht worden. 

3. Gemäß Artikel 2 sind das Inverkehrbringen 
und die Verwendung der PCB verboten, ausgenom- 
men die wenigen in der Anlage der Richtlinie auf- 
geführten Kategorien, d. h. die „geschlossenen 
Systeme". 

Die Anwendung der PCB in geschlossenen Syste- 
men kann als eine Anwendung verstanden werden, 
bei der die PCB zurückgewinnbar sind. Die in Trans- 
formatoren, großen Kondensatoren, Wärmeübertra- 
gungssystemen, hydraulicher Ausrüstung und Säug- 
pumpen angewandten PCB können prinzipiell zu- 
rück gewonnen werden, da sie sich während ihrer 
Anwendung im allgemeinen nicht in der Umwelt 
zerstreuen. 

III. Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100, Absatz 2, ist erforderlich. 
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